
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 
in dieser Woche haben wir den Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2021, der ganz 
im Zeichen der Bewältigung der Corona-Pandemie steht, beraten. In den vergangenen 
Jahren sind wir ohne neue Schulden ausgekommen. Das gibt uns heute den not-
wendigen finanziellen Spielraum, mit voller Kraft aus der Krise zu kommen. Die Ver-
schuldungsquote bleibt trotz Neuverschuldung stabil - und liegt deutlich unter dem Wert in der Finanzkri-
se im Jahr 2010. 
Wir sparen nicht gegen die Krise an, sondern wir investieren nachhaltig. Akute Krisenhilfe bei gleichzeitig 
massiven Investitionen in die Zukunft - das ist sozialdemokratische Haushaltspolitik. Mehr als 96 Milliar-
den Euro an Mehrinvestitionen - das ist gut angelegtes Geld. Denn nur wenn wir unser Land schon heute 
für die Zukunft rüsten, können wir gestärkt aus der Krise gehen: Wir werden etwa den Breitbandausbau 
beschleunigen, Brücken und Straßen modernisieren, eine zukunftsgerichtete und nachhaltige Wirtschaft 
aufbauen und eine gute Kinderbetreuung bereitstellen. Wir stabilisieren unsere Wirtschaft und unterstüt-
zen prinzipiell gesunde Unternehmen, passen die Infrastruktur dem Fortschritt der Technik und Digitalisie-
rung an und spannen soziale Auffangnetze. Wir sichern Jobs und stellen die Weichen für nachhaltiges 
Wachstum. Deshalb ist es folgerichtig, auch im kommenden Jahr die Schuldenbremse auszusetzen: Die 
Investitionsausgaben von heute werden sich auch künftig für uns auszahlen (mehr dazu auf Seite 7). 
Doch nicht nur die Bewältigung der Corona-Pandemie und ihre Folgen für den Bundeshaushalt beschäfti-
gen uns in dieser Sitzungswoche. Am 3. Oktober jährt sich zum 30. Mal die Deutsche Einheit. In einer ver-
einbarten Debatte am Freitag haben wir die Erfolgsgeschichte der Wiedervereinigung gewürdigt. Wir Sozi-
aldemokratinnen und Sozialdemokraten haben uns früh zu einem geeinten Deutschland bekannt. Als ein-
zige politische Kraft haben wir nach Gründung der SDP in der DDR im Jahr 1989 bei der friedlichen Revolu-
tion genauso wie bei den Verhandlungen auf dem Weg zur Deutschen Einheit eine tragende Rolle ge-
spielt. Das haben wir am 1. Oktober mit einem Symposi-
um in Erinnerung gerufen. Gleichzeitig haben wir an dem 
Abend einen unserer wichtigsten Weggefährten, Hans-
Jochen Vogel, und seine Bedeutung für den Einigungspro-
zess gewürdigt. Wir haben viel geschafft beim Aufbau der 
ostdeutschen Länder. Der Gewinn von Freiheit und De-
mokratie war jede Anstrengung wert. Dennoch ist die Lü-
cke zu den meisten westlichen Bundesländern noch groß. 
Und so bleibt es auch 30 Jahre später weiter unsere Auf-
gabe, im vereinten Deutschland für gleiche Lebensver-
hältnisse und gleiche Chancen zu sorgen. 
 
Viel Spaß beim Lesen!  
Mit herzlichen Grüßen  

 

 

Euer Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 

Ihr findet mich auch bei :  
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Immer wieder versuche ich 
vertiefende Einblicke in un-
terschiedlichste Berufszwei-
ge zu gewinnen. Beim Pra-
xistag bei Honig Baustoffe in 
Hameln habe ich mir einen 
ganzen Vormittag Zeit ge-
nommen, um die Herausfor-
derungen und die verschie-
denen Berufe im Bereich 
des Baustoffhandels und 
von Baumärkten kennen zu 
lernen. Hier waren insbe-
sondere zu Beginn der Pan-
demie viele Märkte über 
mehrere Wochen geschlos-
sen. Gerade in den Grenz-
bereichen der Bundesländer gab 
es aufgrund der unterschiedli-
chen Regelungen immer wieder 
Schwierigkeiten. Während im 
einen Bundesland die Märkte 
geschlossen waren, wurden sie 
im anderen Bundesland schon 
wieder geöffnet, so dass viele 
Kunden eben das Angebot 
„nebenan“ wahrnahmen. Ge-
schäftsführer Henrik Reimann 
stellte mir das Unternehmen mit 

den zahlreichen Abteilungen vor 
und drückte im einführenden 
Gespräch zunächst seine grund-
sätzliche Zufriedenheit mit dem 
Umgang der politischen Ent-
scheidungsträger mit der Corona
-Pandemie aus. Die beschlosse-
nen Hilfsmaßnahmen gaben 
auch seinem Unternehmen trotz 
der schwierigen Situation viel 
Sicherheit. Auch die Mehrwert-
steuersenkung und die Heraus-

forderungen der 
Digitalisierung 
und von Liefer-
ketten wurden 
im Gespräch the-
matisiert, zu 
dem der Ge-
schäftsführer 
auch interessier-
te Mitarbeiter 
eingeladen 
hatte. Anschlie-
ßend konnte ich 
praktische Einbli-

cke im Bereich der Disposition, 
des Verkaufs und der Lagerlogis-
tik gewinnen. Dabei durfte ich 
nach genauer Einweisung in die 
Benutzung des Gabelstaplers so-
gar ein paar Paletten verladen. 
Alles in allem ist für mich klar, 
dass sowohl im Einzelhandel im 
Baumarkt als auch im Großhan-
del bei den Baustoffen hart gear-
beitet wird und die Mitarbeiter 
mit den unterschiedlichsten Her-
ausforderungen umgehen müs-
sen. Für mich ganz wichtige Ein-
blicke. Denn nur, wer seine Regi-
on kennt und weiß, was Men-
schen in ihren Berufen tun, kann 
bei politischen Entscheidungen 
auch nach bestem Gewissen da-
zu Entscheidungen treffen. Herz-
lichen Dank an Henrik Reimann 
und alle Beschäftigten von Hage-
bau Honig für diesen wirklich in-
teressanten Vormittag und die 
vielen neugewonnenen Eindrü-
cke. 

PRAXISTAG BEIM HAGEBAUMARKT HONIG IN HAMELN 
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Gemeinsam mit meiner Land-
tagskollegin Sabine Tippelt, dem 
Bürgermeister des Flecken Del-
ligsen Stephan Willudda und 
Ortsbürgermeister Markus Op-
permann habe ich die Schott AG 
in Grünenplan besucht. Die 
knapp 450 Mitarbeiter konnten 
im vergangenen Jahr das 275-
jährige Jubiläum des Standortes 
Grünenplan feiern. 
Er gehört seit 1930 
zum weltweit agie-
renden Schott-
Konzern. Am Stand-
ort in Grünenplan 
wird neben der Be-
schichtung und Ver-
edelung der unter-
schiedlichsten Spezi-
algläser auch das 
dünnste Glas der 
Welt in Serienferti-
gung hergestellt. Ein 
absolutes Hightech-
Produkt, dass bei-
spielsweise für falt-

bare Handydisplays eingesetzt 
wird. Standortleiter Dr. Dirk Mül-
ler stellte uns das Unternehmen 
und die breitgefächerte Produkt-
palette vor. Im anschließenden 
Gespräch wurde natürlich die 
Corona-Situation thematisiert, 
aber auch Gesetzesvorhaben im 
Energiebereich wurden ange-
sprochen. Bei der Werksführung 

von Dr. Christoph Bergmann 
konnten wir die Fertigung der 
Ultradünnglases aus nächster 
Nähe anschauen und waren fas-
ziniert, welch hochtechnologi-
sche Arbeitsprozesse in Grünen-
plan stattfinden. Sehr gefreut 
habe ich mich, dass auch mit 
Turgay Güler, dem Betriebsrats-
vorsitzenden, ein Austausch 
möglich war. Genau wie die Ge-
schäftsführung betonte er den, 
durch den notwendigen gemein-
samen Umgang mit den Corona-
Bedingungen, noch einmal deut-
lich gewachsenen Zusammenhalt 
im Unternehmen.  

Ich finde es klasse, dass Schott 
am Standort Grünenplan zu den 
30 Auszubildenden kurzfristig 
noch zwei weiteren Auszubilden-
den aus einem insolventen Un-
ternehmen aus der näheren Um-
gebung eine neue Ausbildungs-
möglichkeit bietet. Herzlichen 
Dank für den hochinteressanten 

BESUCH BEI DER SCHOTT AG IN GRÜNENPLAN 
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MEHR ALS 1 MILLIONEN EURO ZUR ANSCHAFFUNG MOBILER ENDGERÄTE  
 FLIESSEN IN DEN LANDKREIS HAMELN-PYRMON 

Gemeinsam mit meinem Landtagskol-
legen Uli Watermann freue ich mich, 
dass zur Anschaffung mobiler Endgerä-
te in die Schulen des Landkreises Ha-
meln-Pyrmont mehr als 1 Million Euro 
fließen. Das Geld wird gemeinsam vom 
Bund und vom Land Niedersachsen zur 
Verfügung gestellt. Die Corona-
Pandemie hat den Alltag fast aller 
Menschen teils nachhaltig geprägt und 
verändert. Die Auswirkungen und Fol-
gen hallen bis heute nach und werden 
uns weiter begleiten. Besonders deut-
lich geworden ist das in den vergange-
nen Monaten im Bereich der Bildung. 
Schulen waren wochenlang geschlos-
sen, Schülerinnen und Schüler konnten 
lange Zeit weder regelmäßig noch wie 
gewohnt am Unterricht teilnehmen 
und lernen. Trotzdem bleibt die gute 
und stringente Vermittlung der Unter-
richtsinhalte für den weiteren Schul-
weg der Schülerinnen und Schüler 
nicht unwichtig. Digitale Bildung ist 
hier das Schlüsselwort. Die Krise hat 
zwei Tatsachen hierbei sehr deutlich 
gemacht: Erstens haben wir im Bereich 
der Digitalen Bildung noch viel Nach-
holbedarf und zweitens verstärkt diese 
Art des Lernens die sozialen Unter-

schiede innerhalb der Schülerschaft 
noch zusätzlich, da die Unterstützung 
zuhause oder die Ausstattung mit der 
nötigen Hardware gravierend unter-
schiedlich sein kann. Die Bundesregie-
rung und die Länder hatten daher un-
ter anderem beschlossen, 500 Millio-
nen Euro für die Anschaffung mobiler 
digitaler Endgeräte für Schülerinnen 
und Schüler ohne Gerät bereitzustel-
len. Mit der Veröffentlichung der ent-
sprechenden „Richtlinie über die Ge-
währung von Zuwendungen zur Um-
setzung des Sofortausstattungspro-
gramms des Bundes und der Länder“ 
konnten die Schulträger die Mittel für 
die schulgebundenen mobilen Endge-
räte in den vergangenen Wochen be-
reits beantragen. Auch im Landkreis 
Hameln-Pyrmont haben die kommuna-
len Schulträger hiervon aktiv Gebrauch 
gemacht. So wurden für die An-
schaffung mobiler Endgeräte Förderan-
träge vom Flecken Aerzen (über 
15.047,00€), der Stadt Bad Münder am 
Deister (über 26.696,00€), der Stadt 
Bad Pyrmont (über 95.175,00€), der 
Gemeinde Emmerthal (über 
13.243,00€), der Stadt Hameln (über 
414.319,00€), der Stadt Hessisch 

Oldendorf (über 30.613,00€), dem Fle-
cken Salzhemmendorf (über 
10.314,00€) sowie dem Landkreis Ha-
meln-Pyrmont (über 398.871,00€) ge-
stellt. Das Sofortausstattungspro-
gramm“ für mobile Endgeräte ist eine 
Ergänzung zum DigitalPakt Schule 2019 
bis 2024. Die Finanzmittel wurden 
nach Königsteiner Schlüssel auf die 
Länder verteilt. Das Land Niedersach-
sen hat nach dieser Verteilung rund 47 
Millionen Euro vom Bund erhalten und 
ergänzt diese Summe um einen Lan-
desanteil von 10 Prozent, also noch-
mals rund 4,7 Millionen Euro. Damit 
steht im Land Niedersachsen für die 
Anschaffung mobiler Endgeräte ein 
Gesamtfördervolumen in Höhe von 
rund 52 Millionen Euro zur Verfügung. 
Ohne Zweifel ist das eine Zukunftsin-
vestition. Bereits heute finden Leben, 
Arbeit, Freizeit und Alltag zu einem 
ganz wesentlichen Teil digital statt. 
Dass sich auch die Schulen endlich da-
für rüsten, ist vielleicht im Kern etwas 
spät, aber folgerichtig und ohne Alter-
native. Auch Bildung muss digital 
stattfinden, das zeigt sich nicht erst 
durch die Corona-Pandemie. Gerade 
die Tatsache, dass mit dem Geld in ers-
ter Linie Kindern geholfen werden 
kann, die von Haus aus nicht über ent-
sprechende Ausstattung verfügen, 
macht den sozialen Aspekt innerhalb 
dieser Förderung besonders deutlich 
und die Investition damit wirklich sinn-
voll. Es ist und bleibt unsere politische 
Aufgabe, unsere Kinder und Enkelkin-
der durch möglichst gute und auch 
gleiche Bedingungen auf ihr Leben vor-
zubereiten. Gleichwertige Bildungs-
chancen sind ein entscheidender Punkt 
dabei und diese Förderung damit ein 
Schritt in die richtige Richtung. Förder-
fähig waren alle entsprechenden An-
schaffungen frühestens seit Beginn der 
Schulschließungen am 16. März 2020 
und die spätestens bis zum 31.12.2020 
durchgeführt werden. 31.8.2020öglich. 
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Herzlichen Dank und liebe Grüße 
an Holger Tietz aus Lauenstein. 
Holger Tietz und seine Freunde 
haben mich in der letzten Sit-
zungswoche im Bundestag be-
sucht. Auch der 1. Vorsitzende 
des Naturfreundevereins Lauen-
stein, Bernd Golembek, war mit 
dabei. So konnten wir auch kurz 
noch einmal über die Corona-

bedingt schwierige Situation der 
Naturfreundehäuser reden, von 
der natürlich auch das Natur-
freundehaus Lauenstein be-
troffen ist. Zwischen der Rede 
von Manuela Schwesig zu Nord 
Stream 2 und meiner eigenen 
Rede zum Schutz von Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit in Eu-
ropa im Plenum habe ich mir 

Zeit für ein kurzes Treffen ge-
nommen. Ich freue mich immer 
sehr, wenn mich Bürgerinnen 
und Bürger aus dem Weserberg-
land im Deutschen Bundestag 
besuchen. Meldet Euch gerne 
unter johan-
nes.schraps@bundestag.de, 
wenn Ihr auch mal den Bundes-
tag besichtigen möchtet.

FAMILIE SCHILCHER AUS BOFFZEN IM BUNDESTAG 

Einen tollen Berlin-Besuch möch-
te ich noch nachreichen, obwohl 
er bereits während der Sommer-
pause stattgefunden hat. Im Jahr 
2018 hatte ich die Patenschaft 
für Alina Schilcher aus Boffzen 
übernommen, als sie im Rahmen 
des Parlamentarischen-
Partnerschafts-Programmes 
(PPP) des Deutschen Bundesta-
ges für 10 Monate für ein High-
school-Schuljahr in die USA ge-
gangen war. Nun war Alina mit 
ihrer ganzen Familie zu Besuch 
bei mir im Bundestag. Aufgrund 

von Corona 
hatte Familie 
Schilcher die ur-
sprünglichen Ur-
laubsplanungen 
ändern müssen 
und stattdessen 
mit der ganzen 
Familie im 
Wohnmobil 
Deutschland er-
kundet. Dabei 
war auch ein 
Zwischenstopp mit Besuch bei 
mir im Bundestag drin. Ich freue 

mich sehr Alina und ihre Familie 
wieder mal getroffen zu haben.  

BESUCHERGRUPPE AUS LAUENSTEIN IN BERLIN 
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In vielen Bereichen macht uns 
Corona weiter zu schaffen. Auch 
im Bereich ehrenamtlichen Enga-
gements, in der Zivilgesellschaft 
und in Kunst und Kultur sind die 
Auswirkungen groß. Sie treffen 
auch den Verein Dorfkultour 
e.V. der seit 2007 zur Förderung 
von Dorfentwicklung, Kultur und 
Tourismus in Ockensen, Thüste 
und Wallensen beiträgt. Seit vie-
len Jahren hat der Verein sein 
Domizil im Haus an der Stadt-
mauer in Wallensen gefunden 
und verwirklicht dort viele Pläne 
und Ideen für ein gutes gesell-
schaftliches Miteinander. Vorsit-
zender ist Ortsbürgermeis-
ter Karl-Heinz Grießner. Nach-

dem das Haus vor eini-
gen Jahren mit Förder-
mitteln der Europäi-
schen Union saniert 
werden konnte, finan-
ziert sich der Verein 
hauptsächlich über 
Einnahmen durch Ver-
anstaltungen. Die 
meisten davon fielen 
in diesem Jahr der 
Corona-Krise zum Op-
fer. Und die Einnahmen fehlen. 
Nun war Kreativität gefragt - im 
wahrsten Sinne des Wortes: 
Künstlerin Tanja Flügel, regional 
bekannt über die Galerie CutA-
DORE, erarbeitete in wochenlan-
ger Kleinarbeit ein wunderschö-

nes Mosaik an der Außenmauer 
des Vereinsdomizils. Jeder Bür-
gerin und jedem Bürger, die mit 
Spenden den Verein DorfKulTour 
unterstützten, widmete die 
Künstlerin ein kleines Feld des 
großen Mosaiks. Auch mir.  

JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG SPD-ORTSVEREIN COPPENBRÜGGE  

Ein ausgezeichnetes neues Vor-
sitzenden-Duo mit Jurgis Tolk-
mitt und Birgit Poppe hat der 
SPD-Ortsverein Coppenbrügge 
bei seiner physischen Jahres-
hauptversammlung in Brünnig-
hausen im Dorfgemeinschafts-
haus gewählt. Unter Einhaltung 
der Coronaschutzauflagen wähl-
ten die anwesenden Mitglieder 
den neuen Vorstand des Ortsver-
eins und Delegierte für die Auf-
stellungskonferenzen für die 
nächsten Wahlen auf Bundes- 
und Landesebene. Neben den 
Wahlen wurden langjährige Mit-
glieder für ihre 50-, 40- und 25-
jährige SPD-Mitgliedschaft ge-
ehrt. Meine Vorgängerin und Eh-
renvorsitzende der SPD Hameln-

Pyrmont, Gab-
riele Lösekrug-
Möller, hielt die 
Laudatio und 
nahm die Eh-
rungen vor. Ich 
habe den An-
lass genutzt, 
um unserer 
Vorsitzenden 
Barbara Fahn-
cke, Jubilarin 
mit 25-jähriger Mitgliedschaft, 
im nahmen des UB-Vorstands 
mit einem großen Blumenstrauß 
auch noch einmal ganz beson-
ders für ihre Arbeit zu danken. 
Die Phasen in denen die Stim-
men der Wahlgänge ausgezählt 
wurden, habe ich genutzt, um 

von der Arbeit im Bundestag aus 
Berlin zu berichten und über die 
Herausforderungen mit der wei-
terhin präsenten Pandemiesitua-
tion zu sprechen.  
Herzlichen Glückwunsch an den 
neugewählten Vorstand und die 
Jubilare! 

HAUS-HELFER-EMPFANG IM HAUS DER STADTMAUER IN WALLENSEN 

https://business.facebook.com/DorfkultourWallensen/?__tn__=K-R&eid=ARAyFcVbUojoqoY3Bd64D54rYOwBVCMXjyOBVOsDkrnXwbbt3c96tc55lsjuwS4s-k-7jNSMfF3BoapT&fref=mentions&__xts__%5B0%5D=68.ARBuEXH_g6iXR_HmmedGFZj_9N95j7PZGXXoPJ1Fx369FrjqPathxuzTIeS9h7DQU61Kmv8UlFfgDa_
https://business.facebook.com/DorfkultourWallensen/?__tn__=K-R&eid=ARAyFcVbUojoqoY3Bd64D54rYOwBVCMXjyOBVOsDkrnXwbbt3c96tc55lsjuwS4s-k-7jNSMfF3BoapT&fref=mentions&__xts__%5B0%5D=68.ARBuEXH_g6iXR_HmmedGFZj_9N95j7PZGXXoPJ1Fx369FrjqPathxuzTIeS9h7DQU61Kmv8UlFfgDa_
https://business.facebook.com/profile.php?id=100010831473087&__tn__=K-R&eid=ARBbNsg7GNDZE39RTbW3oOlpsCEgfLLXf7THzkHEMiM5JKt8S2tEtpYGSjUMKgZbwCdsMzKOsZWAPVb-&fref=mentions&__xts__%5B0%5D=68.ARBuEXH_g6iXR_HmmedGFZj_9N95j7PZGXXoPJ1Fx369FrjqPathxuzTIeS9h7DQU61Kmv
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Die historische Ausnahmesituation 
durch die Corona-Pandemie stellt uns 
vor enorme Herausforderungen. Um 
die wirtschaftlichen, sozialen und ge-
sundheitlichen Schäden akut und in 
Zukunft abzufedern, müssen wir mehr 
Geld als geplant in die Hand nehmen. 
Dank unserer verantwortungsvollen 
Haushaltspolitik der vergangenen Jah-
re sind wir aber in einer guten Aus-
gangsposition. Für 2020 wird die Schul-
denquote in Deutschland auf rund 75 
Prozent ansteigen. Damit liegt 
Deutschland zwar über den europäi-
schen Fiskalregeln von 60 Prozent, 
schneidet im Vergleich zu anderen 
Ländern aber immer noch deutlich 
besser ab. In konkreten Zahlen ausge-
drückt: Die Bundesregierung plant für 
2021 rund 47 Mrd. Euro sowie für 
2021 bis 2024 rund 91 Mrd. Euro an 
Mehrausgaben. 
Gleichzeitig sind gegenüber der bishe-
rigen Finanzplanung pandemiebedingt 
massive Steuermindereinnahmen zu 
verkraften (in 2021: 42,2 Mrd. Euro, 
von 2021 bis 2024: 127,7 Mrd. Euro). 
Der Bund plant deshalb zur Finanzie-
rung seiner Mindereinnahmen und 
Mehrausgaben für das kommende 
Jahr, rund 96 Mrd. Euro an neuen Kre-
diten aufzunehmen. Doch bereits im 
kommenden Jahr wird die Neuver-
schuldung stark zurückgefahren. Ge-
genüber 2020 wird sie in 2021 mehr 
als halbiert. Im Jahr 2022 soll die Neu-
verschuldung dann auf 10,5 Mrd. Euro 
sinken und damit auf nur noch rund 
ein Zehntel des Vorjahreswertes 
schrumpfen. 
Den wirtschaftlichen Folgen der 
Corona-Pandemie setzen wir eine In-
vestitionsoffensive entgegen. Wir in-
vestieren 2021 rund 55 Mrd. Euro – 
deutlich mehr als vor der Krise, denn 
wir wissen: Die Investitionsausgaben 
von heute sind die Steuereinnahmen 
von morgen. 
Es ist unsere Aufgabe, uns für die Zu-
kunft zu rüsten. So werden Künstliche 
Intelligenz und Quantentechnologie 
mit jeweils 2 Mrd. Euro gefördert, für 
den Krankenhaus-Zukunftsfonds sind 

3 Mrd. Euro vorgesehen. Im Bereich 
der digitalen Infrastruktur ist es wich-
tig, die Kommunikationstechnologie 
am Puls der Zeit zu halten. Der Bund 
wird in den Jahren 2021 bis 2024 min-
destens 2 Mrd. Euro in den Roll-Up 
von 5G investieren. Auch den Bereich 
Verkehr müssen und werden wir in 
den kommenden Jahren umbauen, er 
ist der größte Investitionsblock im 
Haushalt 2021: Ganze 18,6 Mrd. Euro 
werden in die Straße, Schiene und 
Wasserstraße fließen.  
In der Wirtschafts- und Energiepolitik 
wollen wir auch in Zukunft Ökonomie, 
Ökologie und Soziales miteinander 
verschränken. Bis 2024 werden wir 1,5 
Mrd. Euro für Zukunftsinvestitionen 
der Fahrzeughersteller und der Zulie-
ferindustrie sowie für innovative For-
schung und Entwicklung bereitstellen. 
Denn wir wollen Wissenschaft und 
Wirtschaft bei ihrer Gemeinschaftsauf-
gabe unterstützen, die notwendigen 
Transformationsprozesse anzukurbeln 
und Arbeitsplätze zu erhalten. 
Gerade in Zeiten der Krise zeigt sich 
das Gebot eines starken Sozialstaats. 
Den Zugang zum Kurzarbeitergeld 
deutlich zu erleichtern, war goldrich-
tig. Denn so konnten wir Millionen von 
Arbeitsplätzen retten. Damit die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) auch 
künftig handlungsfähig bleibt, muss sie 
schuldenfrei in das Jahr 2022 starten 
können. Der Bund wird deswegen der 
BA das gewährte Darlehen am Jahres-
ende 2021 erlassen bzw. unterjährige 
Liquiditätshilfen in einen Zuschuss um-
wandeln, sofern die BA nicht über ge-
nug eigene finanzielle Ressourcen ver-
fügt. 
Für den sozialen Zusammenhalt in un-
serem Land ist bezahlbarer Wohnraum 
die Voraussetzung. Deshalb unter-
stützt die Bundesregierung die Länder 
bis 2024 mit jährlich einer Milliarde 
Euro beim Sozialen Wohnungsbau. 
Außerdem sind im kommenden Jahr 
knapp 900 Mio. Euro für das Baukin-
dergeld vorgesehen, mit dem der erst-
malige Erwerb von Wohneigentum für 
Familien mit Kindern gefördert wird.  

Und auch an anderer Stelle unterstüt-
zen wir Familien und Alleinerziehende. 
Neben dem Kinderbonus und der Er-
höhung des Zuschlags für Alleinerzie-
hende werden wir auch eine erstklassi-
ge Kinderbetreuung fördern: Für das 
Programm Ganztagsschule und Ganz-
tagsbetreuung sind in den Einzelplä-
nen des Bundesfamilien- sowie des 
Bundesbildungsministerium im Jahr 
2021 erneut jeweils 500 Mio. Euro Zu-
führung in ein noch zu errichtendes 
Sondervermögen veranschlagt.  
Gerade in Zeiten der Krise müssen die 
Kommunen handlungsfähig bleiben – 
trotz ihrer massiven Gewerbesteuer-
ausfälle in diesem Jahr, die Bund und 
Länder 2020 ausgleichen. Zusätzlich 
wird sich der Bund dauerhaft in stärke-
rem Maße an den Kosten der Unter-
kunft (KdU) für Arbeitssuchende betei-
ligen.  
Für die innere Sicherheit steigen die 
Mittel gegenüber dem bisherigen Fi-
nanzplan erneut an: auf rund 6,9 Mrd. 
Euro im Jahr 2021. Wesentlich für den 
sozialen Zusammenhalt in unserem 
Land sind Vielfalt, Toleranz und Demo-
kratie. Sie aktiv zu fördern muss uns 
etwas wert sein. Die Mittel hierfür wol-
len wir deshalb mit 151 Mio. Euro 
mehr als verdoppeln. 
Mit dem europäischen Wiederaufbau-
paket ist es gelungen, eine neue Phase 
der Solidarität in Europa einzuläuten. 
In den kommenden Jahren erhält der 
Bund aus der europäischen Aufbau- 
und Resilienzfazilität (Recovery and 
Resilience Facility) Einnahmen in Höhe 
von knapp 23 Mrd. Euro. Mit dem Ziel 
eines ökologisch nachhaltigen und so-
zial gerechten Aufschwungs wollen wir 
diese Mittel für Reformen und öffentli-
che Investitionen verwenden.  
Und auch jenseits der europäischen 
Grenzen übernimmt Deutschland Ver-
antwortung: Mit zusätzlichen Mitteln 
von insgesamt rund 3,85 Mrd. Euro für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfe werden die Ausga-
ben im Jahr 2021 gegenüber der bishe-
rigen Finanzplanung deutlich erhöht.  

BUNDESHAUSHALT  
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Das Bundesumweltministerium 
hat in dieser Woche im feierli-
chen Rahmen das Landkreis-
bündnis Hameln-Pyrmont, 
Schaumburg und Holzminden für 
die herausragende Arbeit ausge-
zeichnet. Das Bundesumweltmi-
nisterium unterstützt mit dem 
Förderprogramm Masterplan 
„100% Klimaschutz“ Kommunen, 
die bis zum Jahr 2050 ihre Treib-
hausgasemissionen um 95 Pro-
zent gegenüber dem Jahr 1990 
und ihren Energieverbrauch um 
50 Prozent senken wollen. Das 
Landkreisbündnis wurde seit 
2016 bis Ende Juli 2020 vom 
Bund bei dieser Umsetzung der 
Klimaziele unterstützt. Ich freue 
mich sehr über diese schöne 
Auszeichnung für unsere Region 
in Berlin. Nur 22 Kommunen 
hatten sich deutschlandweit für 
die Förderkulisse qualifiziert. Wir 
haben mit den drei beteiligten 
Landkreisen gezeigt, dass Klima-
schutz auch über Kreisgrenzen 
hinweg funktioniert. Das Land-

kreisbündnis Hameln-Pyrmont, 
Schaumburg und Holzminden 
sieht Klimaschutz nicht nur als 
Möglichkeit für Energieeinspa-
rungen, sondern auch das Poten-
tial für die Entlastung kommuna-
le Haushalte. Die Nationale Kli-
maschutzinitiative kann so auch 
dazu beitragen, die Lebensquali-
tät zu steigern und gleichzeitig 
zu einem regionalen Wachstums
- und Wertschöpfungsmotor 
werden. Diese verdiente Aus-
zeichnung zeigt den großartigen 
und tollen Einsatz aller beteilig-

ten Kommunen und Akteure, 
denn Nachhaltigkeit spielt auch 
in der Kommune eine sehr wich-
tige Rolle. Mit Andreas Manz 
und Bettina Remmert vom Land-
kreis Hameln-Pyrmont sowie 
Horst Roch vom Landkreis 
Schaumburg nahmen drei regio-
nale Vertreter aus den Händen 
der Parlamentarischen Staats-
sekretärin Rita Schwarzelühr-
Sutter nicht nur die Auszeich-
nungsurkunde, sondern auch ei-
nen Setzling vom Baum des Jah-
res entgegen.  

AUSZEICHNUNG FÜR LANDKREISBÜNDNIS HAMELN-PYRMONT, SCHAUMBURG 
UND HOLZMINDEN FÜR DIE VORBILDLICHE ARBEIT IM RAHMEN DER  

NATIONALEN KLIMASCHUTZINITIATIVE  
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PRESSEMITTEILUNG: RECHTSSTAATSDEFIZITE IN DER EU: ENTSCHLOSSENHEIT UND 
REALISMUS NÖTIG 

Die EU-Kommission hat in ihrem 
heute vorgelegten Bericht zur 
Rechtsstaatlichkeit Defizite in 
fast allen Mitgliedsstaaten auf-
geführt. Aber die Mängel sind 
unterschiedlich gravierend. In 
Polen versucht die Regierung, 
den Justizapparat unter ihre poli-
tische Kontrolle zu bringen. In 
Ungarn ist der Premierminister 
auf seinem Weg zum Umbau des 
Landes in eine illiberale Demo-
kratie schon besorgniserregend 
weit gekommen. Demgegenüber 
sind Probleme in anderen EU-
Ländern weder so tiefgehend 
noch ähnlich politisch motiviert. 
Gegen die groben Verstöße 
muss die Gemeinschaft ent-
schlossen, aber realistisch vorge-
hen.  

Bei den gegenwärtigen Verhand-
lungen über die EU-Finanzen bis 
2027 soll ein zusätzliches Instru-
ment einführen werden, um die-
se Probleme anzugehen. Bei Ver-
stößen gegen das Rechtsstaats-
prinzip sollen künftig EU-Mittel 
einbehalten werden können. Ge-
genwärtig ist noch das Abstim-
mungsverfahren im Ministerrat 
dazu strittig. Die deutsche Rats-
präsidentschaft hat dazu kürzlich 
einen Vorschlag vorgelegt, der 
den von Bundeskanzlerin Merkel 
auf dem Europäischen Rat am 
21. Juli 2020 verhandelten Kom-
promiss in konkrete Rechtstexte 
umsetzt. Auch wenn dieser Text 
einen Schritt hinter dem ur-
sprünglichen Vorschlag der EU-
Kommission zurückbleibt, hätte 

die EU damit endlich ein Instru-
ment in der Hand, bei dem die 
Mitgliedstaaten mit qualifizierter 
Mehrheit beschießen, um gegen 
Rechtsstaatsverstöße vorzuge-
hen. Die meisten Mitgliedstaa-
ten tragen den Vorschlag mit 
und haben ihm heute zuge-
stimmt. Bei den Finanzverhand-
lungen steht noch mehr auf der 
Agenda, insbesondere der Wie-
deraufbaufonds zur Bekämpfung 
der Pandemiefolgen. Europäi-
scher Realismus legt nahe, diese, 
für den Zusammenhalt der EU 
existentielle Maßnahme nicht 
aufs Spiel zu setzen. Denn ein 
Fortschritt wäre das neue 
Rechtsstaatsinstrument auf je-
den Fall. 


